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durchschnittliche monatliche Bruttoverdienst der letzten 
12 Monate vor Erreichen des Rentenalters zugrunde gelegt.

§5
(1) Die zusätzliche Altersversorgung beträgt 60% des Brut­

toverdienstes gemäß § 4, höchstens jedoch 800 M monatlich.
(2) Die zusätzliche Altersversorgung und die gleichartige 

Rente der Sozialversicherung dürfen zusammen 90 % des 
durchschnittlichen monatlichen Nettoverdienstes nicht über­
steigen.

§6
Zusätzliche Invalidenversorgung

(1) Anspruch auf zusätzliche Invalidenversorgung besteht 
für den im ■§ 1 genannten Personenkreis, wenn Invalidität ge­
mäß den Bestimmungen der Sozialversicherung vorliegt und 
Invalidenrente gezahlt wird.

(2) Für die Berechnung der zusätzlichen Invalidenversor­
gung gelten die Bestimmungen der §§4 und 5 entsprechend.

Versorgung wegen voller oder teilweiser Berufsunfähigkeit
§7

(1) Volle oder teilweise Berufsurfähigkeit liegt vor, wenn 
durch Krankheit, Unfall oder sonstige geistige bzw. körper­
liche Schädigung die bisherige hauptamtliche Tätigkeit als 
Lehrer oder Erzieher bzw. die im § 1 Abs. 2 genannte Tätig­
keit nicht mehr ausgeübt werden kann.

(2) Über die volle oder teilweise Berufsunfähigkeit entschei­
det auf Antrag eine bei den Räten der Bezirke, Abteilung 
Volksbildung, bzw. beim Ministerium für Volksbildung zu 
bildende Kommission. Die Zusammensetzung und Arbeits­
weise der Kommissionen regelt der Minister für Volksbildung.

§ 8
(1) Liegt Berufsunfähigkeit gemäß § 7 vor, besteht An­

spruch auf Versorgung wegen Berufsunfähigkeit.

(2) Die Versorgung wegen Berufsunfähigkeit beträgt 90% 
des durchschnittlichen monatlichen Nettoverdienstes, höch­
stens jedoch 800 M monatlich, wenn durch Entscheidung der 
Kommission gemäß §7 Abs. 2 während des Bezuges der Ver­
sorgung keine Erwerbstätigkeit ausgeübt werden soll.

(3) Entscheidet die Kommission gemäß § 7 Abs. 2, daß
a) eine stundenweise Tätigkeit als Lehrer oder Erzieher 

oder
b) eine Tätigkeit außerhalb der Volksbildung oder der Be­

rufsbildung
auszuüben ist, wird die Versorgung in Höhe der Differenz 
zwischen dem Nettoverdienst aus dieser Tätigkeit und 90% 
des durchschnittlichen Nettoverdienstes aus der Tätigkeit als 
Lehrer oder Erzieher gezahlt. Die Versorgung darf jedoch 
höchstens 60 % des Bruttoverdienstes, der der Berechnung 
der zusätzlichen Versorgung zugrunde liegt, betragen. Die 
Versorgung wegen Berufsunfähigkeit beträgt höchstens 
800 M monatlich.

§9
(1) Die Versorgung wegen Berufsunfähigkeit wird nicht ge­

zahlt, wenn eine Tätigkeit außerhalb der Volksbildung'oder 
der Berufsbildung aufgenommen wird, für die Anspruch auf 
zusätzliche Altersversorgung der Intelligenz nach den dafür 
geltenden Rechtsvorschriften besteht.1

1 Z. Z. gelten:
— Verordnung vom 17. August 1950 über die zusätzliche Altersversor­

gung der technischen Intelligenz ln den volkseigenen und Ihnen 
gleichgestellten Betrieben (GBl. Nr. 93 S. 844),

- Verordnung vom 12. Juli 1951 über die Altersversorgung der Intelli­
genz an wissenschaftlichen, künstlerischen, pädagogischen und 
medizinischen Einrichtungen der Deutschen Demokratischen Repu­
blik (GBL Nr. 85 S. 675).

(2) Der Anspruch auf zusätzliche Altersversorgung oder In­
validenversorgung bleibt bestehen

a) für die Dauer des Bezuges einer Versorgung wegen Be­
rufsunfähigkeit,

b) für die Dauer der Berufsunfähigkeit, wenn auf Grund 
der Höhe des Verdienstes aus Erwerbstätigkeit keine 
Versorgung wegen Berufsunfähigkeit gezahlt wird.

§10
Zusätzliche Hinterbliebenenversorgung

(1) Anspruch auf zusätzliche Hinterbliebenenversorgung 
haben

a) die Witwe bzw. der Witwer
b) die Voll- bzw. Halbwaisen.

(2) Die zusätzliche Hinterbliebenenversorgung beträgt für
a) die Witwe bzw. den Witwer 50 %
b) die Vollwaise 40 % bzw.
c) die Halbwaise 30 %

der zusätzlichen Invaliden- oder Altersversorgung, welche der 
Verstorbene bezog, bzw. der zusätzlichen InvaUdenversor- 
gung, auf die der Verstorbene zum Zeitpunkt seines Todes 
Anspruch gehabt hätte.

(3) Die Gesamtsumme der Hinterbliebenenversorgung darf 
die Höhe der Versorgung des Verstorbenen nicht übersteigen.

(4) Anspruch auf Waisenversorgung besteht bis zur Voll­
endung des 18. Lebensjahres und, sofern sich die Waisen in 
der Ausbildung befinden, bis zu deren Beendigung.

§11
Leistungen bei Arbeitsunfähigkeit

Anspruchsberechtigte auf eine zusätzliche Alters- oder In­
validenversorgung gemäß dieser Verordnung haben bei Ar­
beitsunfähigkeit Anspruch auf Leistungen gemäß den §§ 29 
und 30 der Verordnung vom 14. November 1974 über die So­
zialversicherung der Arbeiter und Angestellten — SVO — 
(GBl. I Nr. 58 S. 531) wie Werktätige, die der freiwilligen Zu­
satzrentenversicherung angehören.

§12
Anspruch auf mehrere Versorgungen

Besteht neben dem Anspruch auf zusätzliche Alters- oder 
Invalidenversorgung bzw. Versorgung wegen Berufsunfähig­
keit ein Anspruch auf Witwen- (Witwer-)versorgung, werden 
beide Versorgungen in voller Höhe gezahlt.

. III.
Besondere Bestimmungen

Aufrechterhaltung des Anspruchs auf Versorgung
§13

(1) Für Lehrer und Erzieher, die nach einer mindestens 
20jährigen hauptamtlichen Tätigkeit gemäß § 1 auf Vorschlag

a) des Kreisschulrates bzw. des Leiters der Abteilung Be­
rufsbildung und Berufsberatung des Rates des Kreises,

b) des Leiters von bezirksunterstellten Einrichtungen der 
Volksbildung bzw. der Berufsbildung

mit Zustimmung des Bezirksschulrates bzw. des Leiters der 
Abteilung Berufsbildung und Berufsberatung des Rates des 
Bezirkes und in Übereinstimmung mit dem Bezirksvorstand 
der Gewerkschaft Unterricht und Erziehung ausscheiden, 
bleibt der Anspruch auf Versorgung nach dieser Verordnung 
bestehen.

(2) Für die Berechnung der zusätzlichen Invaliden- bzw. 
Altersversorgung sowie für die Höhe und die Begrenzung 
gelten die Bestimmungen der §§ 4 bis 6 entsprechend. Der


